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bildlich entgegen, dass eine geöffnete Tür
die Wahrscheinlichkeit eines Diebstahls
erhöhe. Rudolf Bindig, Vizepräsident der
Parlamentarischen Versammlung des Eu-
roparats, forderte dennoch Visionen für die
zukünftige Zusammenarbeit zwischen der
EU und Russland.

Diese standen im Mittelpunkt des letz-
ten Panels. Gernot Erler, Koordinator für
deutsch-russische zwischengesellschaft-
liche Zusammenarbeit des Auswärtigen
Amtes, nannte sieben „alte Baustellen“, die
als erstes in Angriff genommen werden
sollten: Zunächst müsse die Erweiterung
„im Kopf“ wie auch „im Bauch“ verkraf-
tet werden, wozu auch die Ausdehnung des
Partnerschaftsabkommens gehöre. Damit
eng verknüpft sei der Ausbau des Partner-
schaftsrates zu einem neuen effektiven
Gremium. Auch er hob die Visafrage her-
vor und betonte, dass ein Rücknahmeab-
kommen dringend notwendig sei. Russland
müsse zudem das Kyoto-Protokoll unter-
schreiben. Zum Energiedialog gehöre auch
die ausstehende Ratifizierung der Euro-
pean Energy Charta durch Russland.
Schließlich nannte Erler die Frage nach
Demokratie und Pluralismus in Russland
sowie nach Fortschritten in Tschetsche-
nien. Die Klärung dieser sieben Punkte sei
wichtiger denn je. Nach dem 11. Septem-
ber sei der Eindruck einer Partnerschaft
entstanden, jedoch sei „die Stimmung lan-
ge Zeit besser als die Lage“ gewesen. Gute
Kooperationsmöglichkeiten sah Erler im
Energiesektor. Besonders deutsches Know
How könnte dazu beitragen, den russischen
Verbrauch an Energie deutlich zu senken.
Auch sollte man Russlands Einfluss in der
Region stärker nutzen, beispielsweise im
Nahostkonflikt, wo seine Rolle bisher un-
terschätzt worden sei.

Abgeschlossen wurden die Gespräche
mit einem „politischen Ausblick“ von Pe-
ter Schulze, der jedoch eher einem Abriss
der neueren russischen Geschichte glich.
Zweifel über die Machbarkeit eines solchen

politischen ad hoc-Ausblicks, die im An-
schluss von einigen Teilnehmern formu-
liert wurden, sind für kommende Veran-
staltungen gewiss zu bedenken. Den Erfolg
der Frühjahrsgespräche, die kritische Be-
standsaufnahme und das Gespräch über Al-
ternativen, das auch in den Pausen und
beim Empfang durch das Land Branden-
burg geführt wurde, schmälerte dies nicht.
Die hochkarätige Panelbesetzung und die
Auswahl der Teilnehmer garantierten wie-
der sachlich fundierte und politisch zuge-
spitzte Debatten, und man darf schon heu-
te auf die SEF-Frühjahrsgespräche im kom-
menden Jahr gespannt sein.

Ines Friedrich und Azadeh Zamirirad,
Redaktion WeltTrends, Potsdam

Von altem Wein in neuen Schläuchen:
Die EU-Strukturpolitik nach 2006. Per-
spektiven für die Reform

Die vom Arbeitskreis Europäische Integra-
tion (AEI) und der Heinrich-Böll-Stiftung
am 12. und 13. März 2004 in Berlin durch-
geführte und von der Europäischen Kom-
mission unterstützte Konferenz stand ganz
im Zeichen der anstehenden Erweiterung
der Europäischen Union. Durch sie wird
sich die europäische Strukturpolitik nach
dem Ende der jetzigen Förderperiode 2006
grundlegend ändern. Am 10. Februar 2004
stellte die Europäische Kommission ihre
finanziellen Vorstellungen für die Periode
2007–2013 vor. Diese finanzielle Vorschau
wird in den kommenden Monaten die Re-
gierungen der künftig 25 Mitgliedstaaten
der EU, die Kommission und das Europäi-
schen Parlament vor schwierige Verhand-
lungen stellen. Mit dem Schreiben der
sechs Nettozahler (Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Niederlande, Öster-
reich und Schweden), in dem sie fordern,
die durchschnittlichen Ausgaben auf dem
gegenwärtigem Niveau von einem Prozent
des Bruttonationaleinkommens (BNE) in
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der EU zu stabilisieren, wurde eine Diskus-
sion entfacht, die die Schwierigkeit der
Neubestimmung der europäischen Struk-
turpolitik zeigt.

Ein wenig mussten die Veranstalter der
Konferenz schon bangen, ob die Europäi-
sche Kommission den dritten Kohäsions-
bericht und damit die Vorlage für die Dis-
kussion rechtzeitig veröffentlichen würde.
Sie tat es mit einiger Verspätung, und so
konnte über den Schlussbericht von Kom-
missar Michel Barnier debattiert werden.
Dessen Forderung einer Reform der Struk-
turpolitik in einer erweiterten EU stimm-
ten alle Beteiligten der Konferenz zu. Der
Bericht Barniers sieht in Hinblick auf die
Osterweiterung eine Vereinfachung der
Strukturförderung vor: Die bisher neun
Förderziele werden auf drei reduziert,
ebenso wie die bisher sechs Förderinstru-
mente. Gerade für die deutschen Regionen
ergibt sich dadurch eine neue Situation,
denn die ehemaligen Ziel 1-Förderregionen
werden mit dem Beitritt ärmerer Staaten
plötzlich über dem Durchschnitt von bis-
her 75% des Pro-Kopf-Einkommens der
EU liegen und so einen Großteil ihrer bis-
herigen Förderansprüche verlieren. Ande-
rerseits ist der Bund von dem Vorhaben
Barniers betroffen, 0,41% des Bruttoin-
landsproduktes der EU 27 für die Förder-
periode 2007–2013 einzuplanen. Nach ei-
ner ersten Bewertung der Vorschläge setz-
te sich die Konferenz die Diskussion fol-
gender Fragen zum Ziel: Was bedeutet
Solidarität in einer erweiterten EU? Sind
die vorgeschlagenen Instrumente über-
haupt angemessen? Brauchen die Mitglied-
staaten mehr Freiraum bei der Gestaltung
ihrer Regionalpolitik?

Die Veranstaltung wurde von Ines
Hartwig (Europäisches Institut für öffent-
liche Verwaltung, Maastricht), Ralf Fücks
(Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin) und Ru-
dolf Hrbek (Arbeitskreis Europäische In-
tegration, Berlin) eröffnet. In den einlei-
tenden Ausführungen aller Referenten wur-

de auf die Aktualität des Themas gerade
mit Blick auf die Erweiterung der EU ver-
wiesen. Das Schreiben der sechs Netto-
zahler und der Kohäsionsbericht bildeten
den Ausgangspunkt der Diskussion. Ange-
sichts der politischen Debatte um eine Re-
form der Strukturfonds verwunderte es
kaum, dass gerade Vertreter der Politik in
den verschiedenen Panels der Veranstal-
tung den Kommissionsvorschlag immer
wieder kritisch bewerteten.

Ein erster Themenblock befasste sich
mit einer „Bewertung der Reformvorschlä-
ge aus deutscher Sicht“. Rüdiger Stotz aus
dem Finanzministerium bemängelte zum
Beispiel die Ausgabenfreudigkeit der EU
angesichts der angespannten Haushaltslage
in den Mitgliedstaaten. Rainder Steenblock
(Mitglied des Bundestages) kritisierte die
Einseitigkeit der Strukturförderung, wenn
auf der anderen Seite Regionen durch
Steuerdumping geschwächt werden. Es
entspann sich die Frage, wie viel Neues nun
tatsächlich im Reformvorschlag Barniers
liege, oder ob es nur alter Wein in neuen
Schläuchen sei. So urteilte jedenfalls
Heinz-Jürgen Axt (Universität Duisburg)
nach einer Gegenüberstellung bisheriger
und zukünftiger Förderkategorien und der
Betrachtung aller möglichen Ausnahmere-
gelungen für die durch die Reform benach-
teiligten Regionen. Dem widersprach In-
geborg Tömmel (Universität Osnabrück)
und verwies auf die neu formulierten Ziele
der Gipfel von Lissabon, Nizza und Göte-
borg. Sie nannte neue Verfahren wie die
„offene Koordination“, die Maßnahmen
wie die Einigung auf ein Strategiepapier
durch den Rat oder den wechselseitigen
Dialog der Mitgliedstaaten mit der euro-
päischen Ebene und untereinander beinhal-
tet, die es erleichtern sollen, aus den Er-
fahrungen anderer zu lernen. Außerdem
sollen einheitliche Indikatoren für die
Überprüfung der Ergebnisse entwickelt
und eingesetzt werden, die eine Vergleich-
barkeit ermöglichen.
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Nach diesen eher allgemeinen Beiträ-
gen untersuchte das nächste Panel die „Rol-
le der Regionen in den Strukturfonds“.
Petra Zimmermann-Steinhart (Universität
Erlangen) betrachtete in ihrem Vortrag die
Auswirkungen der Reform auf die Trans-
parenz in verschiedenen Phasen des Struk-
turpolitikprozesses. Sie sah Probleme in
der Phase der Bedarfsfeststellung, da hier
die Rolle der Regionen nicht genau geklärt
sei. Zudem könnten durch das neue Prin-
zip der territorialen Offenheit auch wohl-
habende Regionen Mittel anfordern und
aufgrund ihrer größeren administrativen
Verhandlungsmacht den ärmeren Regionen
Mittel streitig machen. Sie folgerte, dass
die Regionen zukünftig größere admini-
strative Eigenleistungen erbringen müss-
ten, glaubte aber, dass die neuen Mitglie-
der dies selbst nur schwer umsetzen könn-
ten. Elise Hadmann von der hessischen
Staatskanzlei und Folker Hellmund vom
Hanse-Office in Brüssel wiesen in einer
eher innerdeutschen Perspektive darauf
hin, dass es zu mehr Verteilungskonflikten
unter den Ländern kommen wird, bedingt
durch das phasing out und die Tatsache,
dass die Mitgliedstaaten wieder selbst über
die Zuteilung einiger Fördermittel ent-
scheiden sollen. Hier wären sowohl der
Bund als auch die Länder gefragt, geeig-
nete Konzepte für die Mittelzuteilung zu
entwickeln.

„Nationale versus europäische Regio-
nalpolitik“ war das Thema der dritten Dis-
kussionsrunde. Thomas Conzelmann (TU
Darmstadt) präsentierte die Ergebnisse sei-
ner vergleichenden Studie über die Verän-
derung der regionalpolitischen Handlungs-
logik unter dem Einfluss europäischer Re-
gionalpolitik in Deutschland und Großbri-
tannien. Dabei stellte er eine begrenzte An-
passungsfähigkeit nationaler Instrumente
sowie ein Ausweichen auf andere Förder-
möglichkeiten (wie zum Beispiel die
KMU-Förderung) fest. Der zweite Konfe-
renztag wurde mit dem Thema „Finanz-

ausstattung und Förderprioritäten: Was ist
solidarisch und effektiv?“ eröffnet. In der
Frage der Finanzausstattung der EU-Struk-
turpolitik stellte Jörg Beutel (Fachhoch-
schule Konstanz) die Frage, wie sinnvoll
Strukturförderung aus makroökonomischer
Sicht überhaupt sei. Er legte dar, dass selbst
in Ländern mit hohem Förderungscharakter
der Anteil der Förderung am BIP nur sehr
gering sei.

Die Frage nach den Perspektiven der
europäischen Strukturfonds nach 2006 und
die sich abzeichnenden Debatten zwischen
alten und neuen Mitgliedstaaten um deren
Ausgestaltung wurden in der letzten Dis-
kussionsrunde aufgegriffen. Michaele
Schreyer (Mitglied der Europäischen Kom-
mission) verwies auf eine mögliche Dis-
krepanz zwischen den Zielen der europäi-
schen Strukturpolitik und den zur Verfü-
gung stehenden finanziellen Mitteln. Struk-
turpolitik ist nach Schreyer der Inbegriff
einer Verwirklichung gemeinsamer Inter-
essen und bleibe somit auch in Zukunft ein
wichtiges Instrument der Solidarität inner-
halb der EU. Die Wichtigkeit des Solida-
ritätsgedanken betonte auch Jaroslaw
Pietras (Staatssekretär im Komitee für
Europäische Integration der polnischen Re-
gierung), der bei der Realisierung struktur-
politischer Ziele wie einem ausreichenden
Wirtschaftswachstum und dem Abbau so-
zialer Disparität die Bereiche Infrastruktur,
Technologie und Landwirtschaft besonders
hervorhob. Für eine effizientere Einsetzung
der finanziellen Mittel sprach sich der spa-
nische Botschafter José Rodriguez-Spiteri
Paluzeo aus und wandte sich gegen die
Forderung der sechs Nettozahler, die
Eigenmittelobergrenze bei einem Prozent
des BNE zu belassen. Das Beispiel Spani-
en beweise, dass sich die Strukturpolitik bei
allen Schwierigkeiten als sehr gutes Instru-
ment erwiesen habe.

Mit einem Teilnehmerspektrum aus
Theoretikern und Praktikern versuchten die
Veranstalter, unterschiedlichste Aspekte
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der Strukturpolitik und ihrer Reform zu
analysieren und diskutieren. Die Konferenz
konnte sicher keine Lösungen vorlegen,
aber in der Diskussion mit den politischen
Akteuren wurde auch deutlich, welche De-
batten und Schwierigkeiten in den anste-
henden Verhandlungen noch erwartet wer-
den können. Die im Titel angekündigten
Perspektiven der europäischen Strukturpo-
litik kamen ein wenig zu kurz. Nicht nur,
dass es offensichtlich zu wenig Zeit für
einige Anwesende gab, die Reformvor-
schläge und die sich daraus ableitenden
Veränderungen zu bewerten, auch die Pa-
nels waren zum Teil zu unausgewogen be-
setzt, sodass sich Diskussionen nur schlep-
pend entspannen oder die Referenten kaum
aufeinander eingehen konnten. Die Teil-
nehmer der Konferenz, die von Ines Hart-
wig nahezu perfekt organisiert worden war,
wurden aber durch die guten Beiträge von
Thomas Conzelmann und Jörg Beutel ent-
lohnt und letzten Endes auch durch das
erste sonnige Wochenende in Berlin, das
man in den Räumlichkeiten der Heinrich-
Böll-Stiftung hervorragend genießen konn-
te. Die Konferenzbeiträge sollen in einem
vom „Arbeitskreis Europäische Integrati-
on“ herausgegebenen Band veröffentlicht
werden.

Ina Wiesner, Humboldt-Universität zu
Berlin, und Jörg Buhse, Universität

Potsdam

Die Deutschen und ihre östlichen Nach-
barn
Wirtschaftliche und kulturelle Aspekte der
neuen europäischen Situation

Am 27. und 28. Februar 2004 versammel-
ten sich in Berlin Wissenschaftler, Politi-
ker und Publizisten, um über Chancen und
Risiken der Osterweiterung der Europäi-
schen Union zu diskutieren. Trotz einiger
organisatorischer Turbulenzen ist es den
Veranstaltern dieser interdisziplinären

Konferenz – der Kulturinitiative ’89 und
dem Institut für Europäische Ethnologie
der Berliner Humboldt-Universität – zu
verdanken, dass diese Tagung als Erfolg
gewertet werden kann.

Der erste Veranstaltungstag befasste
sich mit der „Veröstlichung“ der EU. Die
Referenten analysierten sowohl die deut-
schen Erfahrungen in der EU (Raimund
Krämer, Universität Potsdam: Die ostdeut-
schen Länder in der EU), die den neuen
Mitgliedstaaten von Nutzen sein könnten,
als auch die Perspektiven der Zusammen-
arbeit mit den neuen Beitrittsländern – vor
allem mit Polen (Reinhard Klein, Deutsch-
Polnische Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft TWG, Gorzów Wlkp.: Deutsche Er-
fahrungen: Chancen und Risiken des pol-
nischen Marktes; Kai-Olaf Lang, Stiftung
Wissenschaft und Politik, Berlin: Soziale
Konsequenzen und politische Folgen des
polnischen EU-Beitritts). Neben einer glo-
balen Betrachtung der EU-Erweiterung
(Volker Gransow, Freie Universität Berlin:
Die EU vor der Osterweiterung – Wirt-
schaftsriese, Politikknecht, Kulturzwerg?;
Wilfried Spohn, Europa-Universität Via-
drina, Frankfurt (Oder): Europäische Ost-
West-Integration und nationale Identitäten)
wurde auch die regionale Zusammenarbeit
einer Analyse unterzogen (Helmut Holter,
Minister für Arbeit, Bau und Landesent-
wicklung in Mecklenburg-Vorpommern:
Arbeitsmarktpolitik in der deutsch-polni-
schen Region Pommern; Stefan Krätke, Eu-
ropa-Universität Viadrina, Frankfurt
(Oder): Regionale Perspektiven der EU-
Osterweiterung; Michael Stoll, Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung, Berlin: Stet-
tin, Posen und Breslau als Partnerstädte von
Berlin). Die anschließende Podiumsdiskus-
sion mit dem Titel „Liegen die Zukunfts-
chancen Berlins und der ostdeutschen Bun-
desländer in der östlichen Hälfte Euro-
pas?“, an der auch Helga Schultz  von der
Europa-Universität Viadrina, Frankfurt
(Oder) und der polnische Botschaftsrat


